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 Entwurf eines … Gesetzes zur Änderung des Atomgesetzes –
 Keine Übertragbarkeit von Reststrommengen

 A.  Problem

 Mit  dem  „Gesetz  zur  geordneten  Beendigung  der  Kernenergienutzung  zur  ge-
 werblichen  Erzeugung  von  Elektrizität“  vom  22.  April  2002  (BGBl.  I  S.  1351)
 wurde  den  Betreibern  von  Atomkraftwerken  das  Recht  eingeräumt,  Reststrom-
 mengen  von  „alten“  und  stillgelegten  Atomkraftwerken  auf  „neue“  Atomkraft-
 werke  zu  übertragen  und  somit  deren  Laufzeiten  zu  verlängern.  Die  nach  der
 Atomkatastrophe  von  Fukushima  aufgekommenen  Sicherheitsbedenken  haben
 ein  dreimonatiges  Betriebsverbot  der  sieben  ältesten  Atomkraftwerke  nach  sich
 gezogen,  während  dessen  die  Sicherheit  der  Anlagen  überprüft  werden  soll.  We-
 gen  des  Gefahrenverdachts,  mit  dessen  Begründung  die  zuständigen  Landesbe-
 hörden  zuvor  die  vorübergehende  Abschaltung  der  sieben  ältesten  Atomkraft-
 werke  angeordnet  haben,  und  wegen  der  zu  erwartenden  Unzulänglichkeit
 gegenüber  den  Sicherheitsanforderungen  aller  oder  zumindest  mehrerer  dieser
 Atomkraftwerke  ist  damit  zu  rechnen,  dass  es  noch  während  oder  spätestens
 nach  Beendigung  der  Sicherheitsüberprüfung  zu  freiwilligen  Stilllegungen
 durch  die  Betreiber  oder  zum  Entzug  von  Betriebsgenehmigungen  kommt.  Die-
 se  Stilllegungen  würden  insbesondere  nach  dem  Beschluss  der  Laufzeitverlän-
 gerung  durch  das  Elfte  Gesetz  zur  Änderung  des  Atomgesetzes  große  Rest-
 strommengen  freimachen,  die  von  den  Betreibern  auf  andere  Atomkraftwerke
 übertragen  werden  können.  Da  die  sicherheitstechnischen  Spezifika  verschiede-
 ner  Atomkraftwerke  nicht  miteinander  in  Verbindung  stehen,  gibt  es  keinen
 Grund,  die  Möglichkeit  einer  Übertragung  von  Reststrommengen  einzuräumen.
 Da  die  Sicherheit  kerntechnischer  Anlagen,  insbesondere  die  von  Atomkraft-
 werken,  abgesehen  von  der  generellen  Gefahr  eines  Stör-  oder  Unfalls,  unter  an-
 derem  direkt  mit  dem  Alter  der  Anlagentechnik  in  Verbindung  steht,  darf  die
 vorzeitige  Stilllegung  eines  Atomkraftwerkes  –  aus  welchen  Gründen  auch  im-
 mer – nicht den längeren Betrieb eines anderen Atomkraftwerks ermöglichen.

 B.  Lösung

 Die  Möglichkeit  zur  Übertragung  von  Reststrommengen  wird  gesetzlich  ausge-
 schlossen und aus dem Atomgesetz entfernt.
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C.  Alternativen

 Keine.

 D.  Kosten

 Der etwaige Verfall von Reststrommengen erfolgt entschädigungslos.
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Entwurf eines … Gesetzes zur Änderung des Atomgesetzes – Keine Übertragbar-
keit von Reststrommengen

 Vom …
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung des Atomgesetzes

 Das  Atomgesetz  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung
 vom  15.  Juli  1985  (BGBl.  I  S.  1565),  das  zuletzt  durch  …
 geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  §  7 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1a  Satz  1  werden  die  Wörter  „oder  die  sich
 auf  Grund  von  Übertragungen  nach  Absatz  1b  für
 Elektrizitätsmengen  nach  Anlage  3  Spalte  2  und  An-
 lage  3  Spalte  4  ergebende  zusätzliche  Elektrizitäts-
 menge“ gestrichen.

 b)  Absatz 1b wird wie folgt gefasst:

 „(1b)  Elektrizitätsmengen  nach  Anlage  3  Spalte  2
 oder  Anlage  3  Spalte  4  können  mit  Stichtag  14.  März
 2011  nicht  auf  eine  andere  Anlage  übertragen  wer-
 den.“

 c)  Absatz 1c wird wie folgt geändert:

 aa)  In Satz 1 wird Nummer 3 aufgehoben.

 bb)  In  Satz  4  werden  die  Wörter  „Nummer  1  bis  3“
 durch die Wörter „Nummer 1 bis 2“ ersetzt.

 d)  Absatz 1d wird aufgehoben.

 e)  In  Absatz  1e  werden  die  Wörter  „oder  auf  die  sich  auf
 Grund  von  Übertragungen  nach  Absatz  1b  für  Elektri-
 zitätsmengen  nach  Anlage  3  Spalte  2  ergebenden
 Elektrizitätsmengen  aus  Anlage  3  Spalte  2“  gestri-
 chen.

 2.  In  §  9a  Absatz  1a  Satz  1  wird  die  Angabe  „und  1b“  ge-
 strichen.

 3.  In  Anlage  3  (zu  §  7  Absatz  1a)  wird  die  Fußnote  „Die  für
 das  Kernkraftwerk  Mülheim-Kärlich  aufgeführte  Elek-
 trizitätsmenge  von  107,25  TWh  kann  auf  die  Kernkraft-
 werke  Emsland,  Neckarwestheim  2,  Isar  2,  Brokdorf,
 Gundremmingen  B  und  C  sowie  bis  zu  einer  Elektrizi-
 tätsmenge  von  21,45  TWh  auf  das  Kernkraftwerk  Biblis  B
 übertragen werden.“ gestrichen.

 Artikel 2

 Inkrafttreten

 Dieses  Gesetz  tritt  am  Tage  nach  der  Verkündung  in  Kraft.
 Berlin, den 12. April 2011

 Dr. Gregor Gysi und Fraktion
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Begründung
 A. Allgemeines

 Da  die  sicherheitstechnischen  Spezifika  verschiedener
 Atomkraftwerke  nicht  miteinander  in  Verbindung  stehen,
 gibt  es  keinen  Grund,  die  Möglichkeit  einer  Übertragung
 von  Reststrommengen  einzuräumen.  Da  die  Sicherheit  kern-
 technischer  Anlagen,  insbesondere  die  von  Atomkraftwer-
 ken  abgesehen  von  der  generellen  Gefahr  eines  Stör-  oder
 Unfalls,  unter  anderem  direkt  mit  dem  Alter  der  Anlagen-
 technik  in  Verbindung  steht,  darf  die  vorzeitige  Stilllegung
 eines  Atomkraftwerkes  –  aus  welchen  Gründen  auch  immer  –
 nicht  den  längeren  Betrieb  eines  anderen  Atomkraftwerks
 ermöglichen.  Die  Einhaltung  der  vom  Gesetzgeber  definier-
 ten  Sicherheitsstandards,  die  Voraussetzung  für  die  Betriebs-
 genehmigung  einer  kerntechnischen  Anlage  ist,  obliegt  dem
 Betreiber  der  Anlage.  Sollte  es  zum  Entzug  einer  Betriebsge-
 nehmigung  aufgrund  mangelnder  Anlagensicherheit  kom-
 men  oder  aufgrund  etwaiger  Nachrüstforderungen  durch  den
 Gesetzgeber  der  Weiterbetrieb  einer  kerntechnischen  Anlage
 für  den  Betreiber  unwirtschaftlich  erscheinen,  hat  dieser  kei-

 nen  Anspruch  auf  Entschädigung  bei  Verfall  von  Reststrom-
 mengen.

 B. Einzelbegründung

 Zu Artikel 1

 Durch  Artikel  1,  ausgenommen  Nummer  1  Absatz  b,  werden
 bestehende,  die  Übertragung  von  Reststrommengen  regeln-
 de  Formulierungen  aus  dem  Atomgesetz  entfernt.  Nummer  1
 Absatz  b  regelt  darüber  hinaus  den  unmissverständlichen
 Ausschluss  der  Übertragung  von  Reststrommengen  seit  dem
 Tag  der  Verkündung  des  Moratoriums  des  Betriebs  der  sie-
 ben  ältesten  Atomkraftwerke  Deutschlands  am  14.  März
 2011.

 Zu Artikel 2  (Inkrafttreten)

 Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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